
   

  Prof. Ulrich Kelber 
  Bundesbeauftragter  
  für den Datenschutz und  
  die Informationsfreiheit 

 

  
 
 

   
 

 
 
 
 

50113/2021  

POSTANSCHRIFT Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit  

  Postfach 1468, 53004 Bonn 

 

ZUSTELL- UND LIEFERANSCHRIFT  Graurheindorfer Straße 153, 53117 Bonn 

VERKEHRSANBINDUNG  Straßenbahn 61 und 65, Innenministerium 

Bus 550 und SB60, Innenministerium 

 
 

BETREFF  Datenschutz Pet 1-17-06-298-033887 
 

HIER  Ihre Schreiben vom 11. und 24. März 2021 
 

 

Sehr geehrte Herr Wendt, 

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 11. und 24. März zu den Regelungsmöglichkeiten bezüg-

lich des Entfernens von RFID-Chips von veräußerter Ware sowie zur Praxisrelevanz der 

RFID-Technologie. 

 

Hierzu bemerke ich Folgendes: 

1. Gesetzliche Regelungsmöglichkeiten bezüglich des Entfernens von RFID-Chips von 

veräußerter Ware 

Die RFID-Chips werden in aller Regel dazu genutzt, um die Herstellungs- und Logistik-

ströme produktgenau verfolgen zu können. Hierzu sind RFID-Chips häufig mit einer ein-

deutigen Identifikation versehen. Theoretisch ist es so für Dritte möglich, die RFID-Chips 

auszulesen und so mittelbar personenbezogene Daten zu generieren, wenn beispielsweise 

die von einer Person häufig genutzte Kleidung eine solche eindeutige Identifikation ent-

hält. Denkbar sind so unter anderem die Erstellung von Bewegungsprofilen oder ähnliches 

und die Zuordnung zu einer bestimmten Person, sofern etwa beim Bezahlvorgang eine 

Kredit-. oder Kundenkarte der Personenbezug hergestellt wurde. 
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Sofern es ausschließlich darum geht, eine nationale Regelung zu schaffen, die eine Entfer-

nung oder Deaktivierung von RFID-Chips bei Übergabe des Vertragsgegenstands vorsieht, 

stünde dem das europäische Datenschutzrecht nicht im Wege. 

Bei RFID-Chips handelt es sich um eine rein technische Einrichtung, deren bloße Existenz 

noch keine Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Sinne des Art. 4 Nr. 2 Daten-

schutz-Grundverordnung (DSGVO) darstellt. Eine Verarbeitung ist ein ausgeführter Vor-

gang (oder eine Vorgangsreihe) im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten. Das 

bloße Vorhandensein des RFID-Chips führt aber noch nicht zu einem solchen Vorgang und 

ist daher noch keine Datenverarbeitung. Die RFID-Chips sind lediglich Mittel, die – in eini-

gen Fällen auch ohne Zutun des Eigentümers – genutzt werden können, um personenbe-

zogene Daten zu verarbeiten. Die DSGVO ist daher – zunächst – nicht anwendbar. Die Ver-

arbeitung personenbezogener Daten beginnt erst, sobald zum einen überhaupt Datenver-

arbeitungsprozesse stattfinden und diese zum anderen auf eine zumindest identifizierbare 

natürliche Person i. S. v. Art. 4 Nr. 1 DSGVO bezogen werden können. 

Sobald die auf dem Chip stattfindenden Prozesse als Verarbeitung personenbezogener Da-

ten zu klassifizieren sind, gilt hierfür die DSGVO unmittelbar und abschließend, sofern sie 

nicht selbst den Mitgliedstaaten Regelungsspielräume eröffnet. Für die Zulässigkeit der 

Verarbeitung personenbezogener Daten zu geschäftlichen oder kommerziellen Zwecken 

enthält die DSGVO keine Regelungsspielräume, sodass für die Verarbeitung personenbezo-

gener Daten im nationalen Recht keine Regelungen getroffen werden dürfen. Anders ver-

hält sich diese aber für den Umgang mit der Hardware, d. h. dem RFID-Chip selbst. 

Verbliebene RFID-Chips als bloßes Mittel der Datenverarbeitung – d. h. die Hardware – un-

terfallen also nicht automatisch dem Regime der DSGVO. Etwaige nationale Regelungen, 

die das Ziel haben, RFID-Chips bei Veräußerung des betreffenden Gegenstandes zu entfer-

nen oder zu deaktivieren, stehen jedenfalls datenschutzrechtliche Regelungen nicht ent-

gegen. 

Sobald unter Einsatz von RFID-Technologie in die Verarbeitung personenbezogener Daten 

eingetreten wird, ist nach Art. 35 Abs. 1 DSGVO ggf. eine Datenschutzfolgenabschätzung 

(DSFA) durchzuführen und zu bewerten. 

2. Praxisrelevanz der RFID-Technologie 
 

Die RFID-Technologie ist auch heutzutage weiterhin zeitgemäß und praxisrelevant. Sie 

wird u. a. beim beim eTicketing im öffentlichen Personenverkehr, beim eTicketing für Ver-

anstaltungen (Event-Ticketing), 
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bei der Nutztierhaltung, bei der Teilnahme an Sportveranstaltungen, beim kontaktloses 

Bezahlen, in der Handelslogistik, im elektronischer Mitarbeiterausweis oder auch in der 

eID-Funktion des Personalausweis zum Einsatz und ist mittlerweile in den tagtäglichen Ge-

brauch integriert worden. 

Ich weise darauf hin, dass die pauschale Aussage hinsichtlich der beschränkten Reichweite 

auf jeden Fall zu verneinen ist, da es um die konkrete technische Ausprägung geht und da 

abhängig vom Anwendungsfall auch eine sehr hohe Reichweite gewollt ist und technisch 

möglich ist. 

In meinem Flyer „RFID – Funkchips für jede Gelegenheit?“ finden Sie knapp zusammenge-

fasst die wichtigsten Punkte zum Thema RFID für Verbraucher. Er kann in meinem Inter-

netangebot heruntergeladen werden. 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 

Ulrich Kelber 

 
 
 


